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Vorblatt 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Zweiten Wohngeldgesetzes 

(Antrag der Fraktionen der SPD, FDP) 


A. Problem 

Das Zweite Wohngeldgesetz vom 14. Dezember 1970 (BGBl. I 
S. 1637), geändert durch Gesetz vom 15. Juli 1971 (BGBl. I 
S. 974), ist am 1. Januar 1971 in Kraft getreten. Es hat sich 
gezeigt, daß Haushalte mit neun und mehr Familienmitgliedern 
zum Teil ungünstiger gestellt sind als nach dem 1. WoGG, weil 
Anlage 8 des Gesetzes die Familiengröße über 8 Personen 
nicht ausreichend staffelt. Das kann im Einzelfall für besonders 
kinderreiche Familien zu erheblichen Härten führen. 


B, Lösung 

Der vorliegende Gesetzentwurf will diese Härten beseitigen. 
Er sieht deshalb auch für Haushalte mit neun und mehr Perso- 
nen eine von der Familiengröße abhängige Staffelung der 
Wohngeldbeträge vor. Die Änderung soll rückwidcend ab 
1. Januar 1971 gelten, damit sie sich vom Inkrafttreten des 
Zweiten Wohngeldgesetzes an voll auswirken kann. 


C. Kosten 

Die durch die Gesetzesänderung bedingten Mehraufwendungen 
für Wohngeld sind nicht erheblich (ca. 8 bis 10 Millionen DM 
jährlich für Bund und Länder). Sie dürften im Rahmen des 
Haushaltsansatzes 1971 und der Ansätze der mittelfristigen 
Finanzplanung gedeckt werden können. 
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Antrag 

der Fraktionen der SPD, FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Zweiten Wohngeldgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Anlage 8 zum Zweiten Wohngeldgesetz vom 
14. Dezember 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1637), ge- 
ändert durch das Gesetz zur Änderung des Zweiten 
Wohngeldgesetzes vom 15. Juli 1971 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 974), wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 1 sind die Worte „oder mehr" zu strei- 
chen. 

2. Die Absätze 2 und 3 werden durch folgenden 
Absatz 2 ersetzt: 

„(2) Rechnen zum Haushalt mehr als acht Fami- 
lienmitglieder, so gilt Absatz 1 entsprechend mit 
folgenden Maßgaben: 

1. Es ist von einem monatlichen Familienein- 
kommen auszugehen, das sich für das neunte 
und jedes weitere Familienmitglied um je 
100 Deutsche Mark ermäßigt; 

2. bei einer zu berücksichtigenden Miete oder 
Belastung von mehr als 520 Deutsche Mark 
erhöht sich für jede angefangenen 20 Deut- 
sche Mark des Mehrbetrages der nach Num- 
mer 1 maßgebende Wohngeldbetrag um 
10 Deutsche Mark; 

3. bei einem nach Nummer 1 ermäßigten monat- 
lichen Familieneinkommen von mehr als 


2 200 Deutsche Mark vermindert sich für jede 
angefangenen 100 Deutsche Mark des Mehr- 
betrages der nach Nummer 1, 2 maßgebende 
Wohngeldbetrag um 10 Deutsche Mark." 


§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 3 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Ja- 
nuar 1971 in Kraft. 

(2) Wohngeld wird einem Antragberechtigten, zu 
dessen Haushalt mehr als acht Familienmitglieder 
rechnen, nach dem Zweiten Wohngeldgesetz in der 
durch dieses Gesetz geänderten Fassung frühestens 
ab 1. Januar 1971 bewilligt, wenn er dies bis zum 
31. Dezember 1971 beantragt. 

(3) Ist Wohngeld bei Verkündung dieses Geset- 
zes bereits bewilligt, so kann der Antragberechtigte, 
zu dessen Haushalt mehr als acht Familienmitglieder 
rechnen, bis zum 31. Dezember 1971 beantragen, daß 
das Wohngeld neu bewilligt wird, wenn und soweit 
die Voraussetzungen nach dem Zweiten Wohngeld- 
gesetz in der durch dieses Gesetz geänderten Fas- 
sung vorliegen. 


Bonn, den 21. September 1971 


Wehner und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 


Druck: Bonner Univorsitäts-Buchdrudcerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb : Verlnq Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postldch 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksache VI/2589 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Begründung 


Bei Haushalten mit mehr als acht Familienmitglie- 
dern kann das nach dem Zweiten Wohngeldgesetz 
in Betracht kommende Wohngeld teilweise erheb- 
lich niedriger sein als das Wohngeld nach dem 
früheren Wohngeldgesetz, obwohl Einkommen und 
Wohnkosten unverändert geblieben sind. Das ist 
darauf zurückzuführen, daß auch Familien mit neun 
und mehr Familienmitgliedern zugemutet wird, 
einen mit dem Einkommen steigenden Anteil für 
die Wohnkosten auszugeben, der bis zur Einkom- 
mensgrenze auf einen Anteil steigt, der auch klei- 
neren Familien zugemutet wird. 

Die daraus entstehenden Härten sollen durch die 
beabsichtigte Änderung der Anlage 8 zum Zweiten 
Wohngeldgesetz beseitigt werden, ohne daß die 
neuen Bemessungsgrundsätze aufgegeben werden. 
Dies soll in der Weise geschehen, daß bei Haushal- 
tungen mit mehr als acht Familienmitgliedern von 


einem Familieneinkommen auszugehen ist, das um 
je 100 DM für das neunte und jedes weitere Fami- 
lienmitglied unter dem nach den §§ 9 ff. des Geset- 
zes ermittelten Familieneinkommen liegt. 

Diese Neuregelung hat den besonderen Vorteil, daß 
im Gegensatz zum früheren Wohngeldrecht nun- 
mehr das Wohngeld sich auch bei Haushalten mit 
neun und mehr Personen erhöht, je größer die Per- 
sonenzahl ist. 

Das Gesetz soll rückwirkend am 1. Januar 1971 in 
Kraft treten, damit sich die Verbesserung vom Zeit- 
punkt des Inkrafttretens des Zweiten Wohngeldge- 
setzes an voll auswirken kann. Für eine Übergangs- 
zeit ist deshalb in den von der Gesetzesänderung 
betroffenen Fällen eine rückwirkende Bewilligung 
vorgesehen, wenn der Antrag bis zum 31. Dezember 
1971 gestellt wird; das soll auch gelten, wenn Wohn- 
geld bereits bewilligt worden ist. 
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